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Von Florian Dürr

M
it der Botschaft, dass „jede einge-
sparte Kilowattstunde hilft“,  hat 
Bundeswirtschaftsminister Robert 

Habeck (Grüne)  die deutsche Bevölkerung 
gebeten, Energie zu sparen. Einer nimmt das 
besonders wörtlich:  der umstrittene Tübin-
ger Oberbürgermeister Boris Palmer, der im-
mer wieder mit unorthodoxen Vorschlägen  
Aufsehen erregt. Man erinnert sich an seine 
Aussage zur Coronapolitik: „Wir retten in 
Deutschland möglicherweise Menschen, die 
in einem halben Jahr sowieso tot wären.“

Nun geht es ums Energiesparen. Palmer 
dreht   nachts für einige Stunden den Stra-
ßenlaternen in Tübingen den Saft ab, aber 
das ist ein Rechtsverstoß. Deshalb erfährt 
Palmer trotz der guten Absicht Gegenwind: 
Der baden-württembergische Verkehrsmi-
nister Winfried Hermann (Grüne) und das 
Regierungspräsidium Tübingen haben den 
OB laut dem Magazin „Der Spiegel“ aufge-
fordert, sich an die  Vorgaben der Straßenver-
kehrsordnung zu halten. Das Problem seien 
die Zebrastreifen, die  aus Sicherheitsgrün-
den nachts nicht unbeleuchtet sein dürften. 

Von Hermann heißt es in dem Bericht 
zwar, es sei gut, „wenn Städte und Gemein-
den rechtskonforme Wege zum Einsparen 
von Energie über die Straßenbeleuchtung 
nutzen“, doch für diese Maßnahme trage  
Palmer  die Verantwortung.

Der Tübinger Rathauschef hat wenig Ver-
ständnis  und sich deshalb mit einem Brand-
brief  an den Stromsparprediger  Habeck ge-
wandt: „Ich bin gerne bereit, die Verantwor-
tung für nächtlich unbeleuchtete Zebra-
streifen zu übernehmen, weil ich weiß, dass 
das reale Risiko dieser Entscheidung gegen 
null geht.“ Wer nachts über die Straße wolle, 
sehe sich ohnehin um, schreibt Palmer in 
dem Brief, den er auf Facebook veröffentlich-
te. Nur die  Zebrastreifen zu beleuchten, sei 
technisch nicht möglich.  Palmer spricht von 
„veralteten Vorschriften“, die auch den Aus-
bau der erneuerbaren Energien und der Digi-
talisierung ausgebremst hätten.  Auf Nach-
frage unserer Redaktion sagt  Palmer: „Die 
entsprechende Energiesparverordnung 
könnte  ergänzt werden. Der Minister kann 
Klarheit schaffen.“ 

Doch fürchtet der Tübinger Rathauschef 
bis dahin keine Konsequenzen, sollte es  zu 
einem Unfall kommen an einem unbeleuch-
teten Zebrastreifen? „Die typisch deutsche 
Diskussion, was passiert, wenn sich ein Rest-
risiko realisiert, treibt unser Land in die völli-
ge Lähmung“, sagt Palmer dazu.  „Ich bin 
überzeugt:  Menschen, die nachts um drei 
über die Straßen gehen,  laufen einfach rüber, 
wenn grad frei ist. Also ist diese Frage ein-
fach nicht relevant.“  

Boris Palmer will 
nachts kein 
Laternenlicht
Der Tübinger OB  fordert von 
Wirtschaftsminister  Habeck,  sich  über 
das Recht hinwegsetzen zu dürfen. 

glauben, dass dies den Schulen nur mit 
Schwierigkeiten gelingen wird. Sogar nahe-
zu die Hälfte der Befragten – 48 Prozent – 
spricht von einer völligen Überforderung. 

- Sporthallennutzung – warum nicht? 
Überraschend ist auch die Wahrnehmung 
bezüglich der Notwendigkeit und der Exis-
tenz von Notunterkünften für Neuankömm-
linge. Zwar haben in der aktuellen Flücht-
lingskrise sehr viele Ukrainerinnen und Uk-
rainer  zunächst Unterschlupf bei Verwand-
ten, Bekannten und Freunden in Deutsch-
land gefunden. Auch ist die Bereitschaft der 
Bürgerinnen und Bürger groß, ukrainische 
Flüchtlinge bei sich daheim aufzunehmen 
oder ihnen frei stehende Wohnungen anzu-
bieten. 

Dennoch sorgt die schiere Masse der 
Flüchtlinge dafür, dass immer mehr Gemein-
den erneut dazu übergehen, Turnhallen und 
andere Säle zu Notunterkünften umzubau-
en. Das wird in politischen Kreisen heftig 

diskutiert, bei vielen Menschen ist das in der 
ersten Flüchtlingskrise ausgesprochen heik-
le Thema noch nicht angekommen. Ledig-
lich 13 Prozent der Bevölkerung berichten, 
ihnen wären zu Notunterkünften umgewid-
mete Turnhallen in ihrem Ort bekannt, wei-
tere 15 Prozent, dass solche Maßnahmen 
diskutiert werden. Beachtliche 46 Prozent –  
auf dem Land sind es sogar 69 Prozent – der 
Befragten sind aber überzeugt, dass es solche 
Pläne bisher nicht gibt. 

Allgemein sehen die Menschen in der Be-
legung von Turnhallen mit Geflüchteten we-
niger Probleme. Die allgemeine Grundhal-
tung ist tendenziell positiv: 44 Prozent der 
Bürgerinnen und Bürger finden die Umwid-
mung von Turnhallen in Ordnung, 38 Pro-
zent sprechen sich dagegen aus. 

- Notunterkünfte in der Nähe
Und noch ein bemerkenswertes Ergebnis: 
Mit der Vorstellung, dass in der Nähe der 
eigenen Wohnung eine Notunterkunft für 
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Wären Sie bereit, Flüchtlinge aus der
Ukraine aufzunehmen – unabhängig
davon, ob es bei Ihnen machbar wäre?
Angaben in Prozent 

Werden die meisten ukrainischen
Flüchtlinge nach Kriegsende wieder
in ihre Heimat zurückkehren?
Angaben in Prozent 

Einige ganz allgemeine Fragen: welchen der folgenden Aussagen würden Sie zustimmen?
Angaben in Prozent 
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Ich mache mir Sorgen, dass unsere
Sozialleistungen Flüchtlinge anziehen,

die sonst nicht zu uns gekommen wären.

Es wird zu wenig kontrolliert, welche
Flüchtlinge nach Deutschland kommen.

Es ist selbstverständlich, dass wir
ukrainische Flüchtlinge aufnehmen.

Deutschland hat eine moralische Pflicht,
Menschen in Not aufzunehmen.

Ich mache mir Sorgen, wo das mit
den Flüchtlingen noch hinführt.

Deutschland ist wirtschatlich stark,
wir können viele Flüchtlinge aufnehmen.

Im Moment haben wir die Lage im Griff,
aber wenn noch mehr Flüchtlinge

kommen, schaffen wir das nicht mehr.

Die Flüchtlinge aus der Ukraine
bringen für den Arbeitsmarkt in Baden-

Württemberg große Chancen mit sich.
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Anteil derer, die glauben,
die meisten Flüchtlinge
werden zurückkehren

Basis Der BaWü-Check ist eine Umfrage 
der Zeitungen im Südwesten, die das Insti-
tut für Demoskopie Allensbach durchführt.

Zeitraum Vom 16. bis 25. November  2022 
wurden im Land  1060 erwachsene Personen 
online befragt. Die Teilnehmer erhielten 
eine E-Mail und konnten über einen Link 
zum Fragebogen gelangen. Dieser umfasste 
15 Fragen. Die Teilnehmer konnten 
vorgegebene Antworten anklicken.  hol

DER BAWÜ-CHECK 

Flüchtlinge errichtet würde, hat die Mehr-
heit der Menschen keine Probleme. Ledig-
lich 26 Prozent der Befragten geben an, dass 
sie eine solche Unterkunft stören würde, 
51 Prozent hätten nichts dagegen. 

-  Ukraine-Flüchtlinge sind willkommen
Die große Mehrheit der Bevölkerung spricht 
sich dafür aus, auch in den nächsten Mona-
ten weitere Flüchtlinge aus der Ukraine auf-
zunehmen. Insgesamt vertreten 73 Prozent 
der Bevölkerung diese Position, wobei sich 
jedoch ein Teil für eine Kontingentierung 
ausspricht: 39 Prozent votieren dafür, nur 
noch eine bestimmte Anzahl an Flüchtlin-
gen zu versorgen, während sich 34 Prozent 
dafür einsetzen, auch weiterhin so unbüro-
kratisch wie möglich zu helfen. Lediglich 
18 Prozent möchten nur noch sehr wenige 
oder gar keine Flüchtlinge mehr aufnehmen.

- Hohe private Aufnahmebereitschaft
Glaubt man den Umfragewerten, ist  jeder 
Dritte  grundsätzlich bereit, Flüchtlinge aus 
der Ukraine bei sich zu Hause aufzunehmen 
– wenn es von der Wohnsituation her mög-
lich wäre. 50 Prozent der Befragten geben an, 
eine solche Lösung käme 
für sie nicht infrage. Den-
noch sprechen die Mei-
nungsforscher aus Al-
lensbach von einer „be-
merkenswert hohen Auf-
nahmebereitschaft“.  Al-
lerdings spielt auch hier 
der Zeitfaktor eine wich-
tige Rolle. Eine Aufnah-
me von Flüchtlingen kommt vor allem bei 
den Befragten infrage, die davon ausgehen, 
dass die Flüchtlinge nur kurze Zeit in 
Deutschland bleiben. Bei den meisten der 
Aufnahmewilligen scheitert die Umsetzung 
aber an den eigenen Wohnverhältnissen. Im-
merhin neun Prozent der Bevölkerung geben 
an, sie hätten die Möglichkeit, bei sich zu 
Hause Flüchtlinge aus der Ukraine aufzu-
nehmen. 

- Gute Integrationschancen
Insgesamt sieht die Mehrheit der Bevölke-
rung gute Integrationschancen für Flücht-
linge aus der Ukraine. Dies ist ein gravieren-
der Unterschied zur Einschätzung der Integ-
rationschancen in der Flüchtlingswelle 2015.  
54 Prozent sehen heute gute Chancen, dass 
die Geflüchteten in die Gesellschaft integ-
riert werden können, 34 Prozent äußern sich 
skeptisch. Diese Zahlen machen deutlich, 
dass die Flüchtlingswelle aus der Ukraine auf 
ein deutlich anderes gesellschaftliches Kli-
ma trifft als 2015. 

- Angst vor dem Pull-Effekt
Die positive Grundhaltung bedeutet aber 
nicht, dass es keine Sorgen in der Bevölke-
rung gibt. 39 Prozent beschäftigt die weitere 
Entwicklung der Flüchtlingswelle intensiv. 
27 Prozent sind überzeugt davon, dass 
Deutschland zwar im Moment die Lage im 
Griff hat, aber überfordert sein könnte, wenn 
die Zahl der Flüchtlinge weiter deutlich 
steigt. Kritisch gesehen werden auch die 
staatlichen Rahmenbedingungen: So ma-
chen sich 51 Prozent der Befragten Sorgen 
über den sogenannten Pull-Effekt, dass also 
aufgrund der Sozialleistungen viele Flücht-
linge angelockt werden. Ebenso kritisieren 
viele, dass zu wenig kontrolliert werde, wel-
che Flüchtlinge nach Deutschland kommen.

54 Prozent 
sehen gute 
Chancen der 
Integration 
für die 
ukrainischen 
Flüchtlinge. 

Bürger sind nur begrenzt beunruhigt 
In der Flüchtlingspolitik wird die Arbeit 
der  Landesregierung kritisch beurteilt. 
Für die Geflüchteten gibt es 
aber großes Verständnis. 
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Von Kai Holoch

S
orgen und Skepsis: ja – Panik: nein. So 
lässt sich laut dem aktuellen BaWü-
Check die Stimmungslage der Men-

schen in Baden-Württemberg zum Ende des 
Jahres 2022 wohl am ehesten beschreiben. In 
einer repräsentativen Meinungsumfrage, die 
das Institut für Demoskopie Allensbach im 
Auftrag der baden-württembergischen Ta-
geszeitungen durchgeführt hat, wird deut-
lich, dass die Bevölkerung vollkommen an-
ders auf die aktuelle Flüchtlingswelle re-
agiert als in den Jahren 2015 und 2016.

Allerdings gibt es ein weit verbreitetes 
Unbehagen gegenüber der Flüchtlingspoli-
tik des Landes. Nur 27 Prozent der Befragten 
stellten dem Land ein positives Zeugnis aus, 
49 Prozent sehen die Arbeit der Landesregie-
rung in diesem Bereich kritisch. Hier sind die 
wichtigsten Ergebnisse der Umfrage: 

- Wo sind all die Flüchtlinge?
Zwar war auch bei der Flüchtlingswelle 
2015/16 das ehrenamtliche Engagement ge-
waltig. Große Teile der Bevölkerung waren 
damals aber außerordentlich besorgt. Aktu-
ell, so hat der BaWü-Check ermittelt, hält 
sich die Beunruhigung der Bevölkerung in 
Grenzen. Die Frage, wie sich die Fluchtwelle 
bei den Menschen vor Ort auswirkt, führt zu 
überraschenden Ergebnissen. Jeder Dritte 
sagt, dass in der näheren Umgebung viele 
Flüchtlinge untergebracht worden sind. Ge-
nauso groß aber ist die Zahl derjenigen, die 
den Eindruck haben, dass es nur wenige 
Flüchtlinge im näheren Umfeld gibt. Sieben 
Prozent der Befragten sind sogar überzeugt 
davon, dass in ihrer Gegend so gut wie keine 
Flüchtlinge angekommen sind. Die restli-
chen 25 Prozent trauen sich bei dieser Frage 
keine Antwort zu. 

- Bürger sehen  Aufnahmekapazitäten
Wenn man Städten und Gemeinden glaubt, 
dann sind die Kapazitäten für die Betreuung 
der Flüchtlinge in den meisten Kommunen 
schon seit Wochen nahezu ausgeschöpft – 
und auch bei der Unterbringung gibt es be-
reits erhebliche Engpässe. Beim Flüchtlings-
gipfel   der Landesregierung vor ein paar Ta-
gen haben alle Beteiligten deshalb den 

Schulterschluss geprobt: 
Nur gemeinsam werde es 
möglich sein, den  in 
einem harten Winter 
weiter ansteigenden 
Flüchtlingsstrom im 
Land aufnehmen zu kön-
nen. 

Sprechen die Verant-
wortlichen von einer 

Ausnahmesituation, so sieht die Hälfte der 
Bevölkerung nach wie vor zumindest einen 
begrenzten Spielraum für weitere Unter-
bringungen: 13 Prozent sind sogar über-
zeugt, dass bei ihnen in der näheren Umge-
bung ohne Weiteres mehr Flüchtlinge aufge-
nommen werden könnten. Weitere 37 Pro-
zent sehen noch  begrenzten Spielraum. Et-
was mehr als 25 Prozent haben den Eindruck, 
die Aufnahmekapazität sei erschöpft. 

- Flaschenhals Schule 
Ein wesentlicher Unterschied zur Flücht-
lingswelle 2015/16 ist, dass damals vor allem 
junge Männer in die EU und dann weiter 
nach Deutschland gekommen sind. Dieses 
Mal sind es vor allem Frauen mit Kindern, die 
die Ukraine verlassen konnten und auch 
durften. Auf der einen Seite führt das dazu, 
dass die Flüchtlinge im öffentlichen Raum 
kaum wahrgenommen werden. An anderer 
Stelle, in den Schulen des Landes, bereitet 
diese Tatsache aber erhebliche Probleme. 
Weit mehr als 20 000 Kinder im schulpflichti-
gen Alter bereits sind seit Kriegsbeginn nach 
Baden-Württemberg eingereist – und müs-
sen nun integriert werden. 

Das sehen auch die Befragten des BaWü-
Checks so. Lediglich sechs Prozent der Be-
völkerung sind überzeugt, dass die Schulen 
die gewaltige Integrationsaufgabe ohne 
Weiteres bewältigen können. 42 Prozent 

BaWü-
Check

STUTTGART. Die Frage der Abschiebung von 
Menschen nach schweren Straftaten wird 
weiter diskutiert.  Innenminister Thomas 
Strobl (CDU) sprach sich dafür aus, bestimm-
te Täter abzuschieben.  „Wer als Geflüchteter 
in dem Land, das ihm Schutz gewährt, einen 
Menschen ermordet und einen weiteren 
Menschen schwer verletzt, der hat sich dafür 
entschieden, dass er in diesem Land nicht 
bleiben möchte“, sagte er. Der innenpoliti-
sche Sprecher der SPD-Fraktion, Sascha Bin-
der, sagte, dass die CDU aus seiner Sicht den 
Fall von Illerkirchberg mit einem verdächti-
gen Eritreer nutze, „um die Debatte um die 
Abschiebungen nach Afghanistan noch mal 
etwas mit Leben zu füllen“. Hintergrund ist 
die Debatte über einen Afghanen, der 2019 in 
Illerkirchberg mit anderen Männern ein 14-
jähriges Mädchen vergewaltigt hatte.

Strobl für Härte bei 
Abschiebung

STUTTGART. Das Stuttgarter Landgericht hat 
die Anklage gegen den suspendierten ba-
den-württembergischen Polizeiinspekteur 
wegen sexueller Nötigung zugelassen. Da-
mit wird dem Mann der Prozess gemacht. 
Termine für die Hauptverhandlung würden 
nun abgestimmt, teilte ein Gerichtssprecher  
mit. Den Ermittlungen zufolge soll Renner 
vor rund einem Jahr  eine Polizeibeamtin se-
xuell belästigt haben - im Gegenzug für Kar-
rierevorteile. Der höchstrangige Polizist des 
Landes bestreitet die Vorwürfe. dpa

 Polizeiinspekteur 
muss vor Gericht

DIZdigital: Alle Rechte vorbehalten – Stuttgarter Zeitung Verlagsgesellschaft, Stuttgart
Eine Dienstleistung des SZ-Archivs

yeiting
301.0..STZ20221215S8881756

http://www.sz-content.de

